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Amtsgericht Detmold

Landgericht Detmold

Beschluss

In dem Unterbringungsverfahren

für Frau Editz Sünkler - Geise, geboren am 19.01.1932,
wohnhaft: Mitteistraße 53, 32805 Horn - Bad Meinberg,

Betroffene,

Verfahrenspflegerin: Rechtsanwältin Britta Scheele, Bismarckstr. 10, 32756 Detmold

an dem weiter beteiligt sind:
1. Frau Sonja Peters, Mitteistraße 55, 32805 Horn - Bad Meinberg,

bevollmächtigte Tochter der Betroffenen und Beschwerdeführerin,

2. Herr Thomas Sünkler - Geise, Heilwigstr. 20, 20249 Hamburg,
Sohn der Betroffenen,

Auf die Beschwerde der weiteren Beteiligten zu 1 gegen den Beschluss des
Amtsgerichts Detmold vom 26.07.2012 hat die Zivilkammer 111 des Landgerichts
Detmold
am 28.02.2013

durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Pohlmeier, die Richterin am

Landgericht Dr. Neumann und den Richter am Landgericht Gielens

beschlossen: .•

Die Beschwerde wird zurückgewiesen.

Diese Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei; außergerichtliche Kosten

werden nicht erstattet.

G r ü nd e:
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I.

Am 30.11.2010 beantragte die Beschwerdeführerin für die Betroffene eine gesetzliche
Betreuung für alle Angelegenheiten. Zugleich legte sie die notarielle Generalvollmacht
und Betreuungs- und Patientenverfügung des Notars Rüdiger Dorn vom 23.09.2010
(UR - Nr. 483/2010) vor, mit der die Betroffene sie umfänglich bevollmächtigt hatte,
insbesondere auch, sie in allen persönlichen Angelegenheiten zu vertreten. In der
Vollmachtsurkunde ist unter § 2 "Vollmachtsumfang" unter anderem bestimmt:

"Diese Vollmacht umfasst insbesondere folgende Angelegenheiten:
den Aufenthalt des Vollmachtgebers zu bestimmen. Die Vollmacht
umfasst auch die Befugnis zu Unterbringungsmaßnahmen im Sinne des
§ 1906 BGB, insbesondere eine Unterbringung des Vollmachtgebers, die mit'
Freiheitsentziehung verbunden ist, .... "

Da sich die Beschwerdeführerin mit der Regelung der Angelegenheiten der Betroffenen
überfordert fühlte, bestellte das Amtsgericht mit einstweiliger Anordnung vom
30.11.2010 einen Berufsbetreuer. Der im Rahmen des weiteren Verfahrens vom Gericht
beauftragte Sachverständige Dr. Baiker diagnostizierte bei der Betroffenen eine geringe
organisch - cerebrale Beeinträchtigung und eine Persönlichkeitsstörung, die als
abhängige Persönlichkeit zu charakterisieren sei. Aufgrund dessen sei die Betroffene
suggestibei und leichtgläubig und habe keinen Überblick über ihre finanziellen
Transaktionen. Wegen der hohen Suggestibilität und Leichtgläubigkeit sei ein
Einwilligungsvorbehalt für die Vermögensangelegenheiten auch gegen den Willen der
Betroffenen erforderlich, um massiven finanziellen Schaden von ihr abzuwenden.

Durch Beschluss des Betreuungsgerichts vom 04.01.2011 wurde daraufhin die
Betreuung mit den Aufgabenkreisen .Verrnöqensanqeleqenheiten" sowie "Vertretung
bei Behörden, Ämtern, Rententrägern und Versicherungen" aufrechterhalten und ein
Einwilligungsvorbehalt für die Vermögensangelegenheiten angeordnet.

Nachdem die Beschwerdeführerin mit Schreiben vom 23.05.2011 mitgeteilt hatte, ihre
Vollmacht wieder in vollem Umfang ausüben zu können, hob das Amtsgericht mit
Beschluss vom 02.08.2011 die Betreuerbestellung wieder auf.

Mit Schreiben vom 26.09.2011 beantragte die Beschwerdeführerin, die vorübergehende
geschlossene Unterbringung der Betroffenen in einer psychiatrischen Klinik

•• t •

betreuungsgerichtlich zu genehmigen, weil sich deren Gesundheitszustand
verschlechtert habe.
In seinem daraufhin vom Amtsgericht in Auftrag gegebenen Gutachten vom 04.06.2012
kommt der Facharzt für Psychiatrie Zimmer zu dem Ergebnis, dass bei der Betroffenen
diagnostisch seit längerem eine zur Chronifizierung neigende, zum
Untersuchungszeitpunkt unbehandelte weiter prozessaktive paranoide Psychose
vorliege, die ggfs. im Wege einer geschlossenen Unterbringung behandelt werden
müsse, um erheblichen gesundheitlichen und weiteren wirtschaftlichen Schaden von
der Betroffenen abzuwenden. Weiter hat der Sachverständige ausgeführt, dass die
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erforderliche Heilbehandlung ohne die Unterbringung der Betroffenen nicht
erfolgversprechend durchgeführt werden könne und die Betroffene krankheitsbedingt
nicht in der Lage sei, die Notwendigkeit der Unterbringung zu erkennen und nach dieser
Einsicht zu handeln.

Im Rahmen der Anhörung der Betroffenen am 22.06.2012 stellte sich heraus, dass
diese Ende des Jahres 2011 für 2 % Monate stationär in der LWL - Klinik in Paderborn
und anschließend für einen Monat in der Tagesklinik des Gemeindepsychiatrischen
Zentrums in Bad Meinberg wegen einer rezidivierenden depressiven Episode behandelt
worden ist. Das der Betroffenen verordnete Antidepressivum wurde auch in der
nachfolgenden ambulanten fachärztlichen Behandlung weiter in reduzierter Dosierung
verabreicht. Der bei dieser Anhörung hinzugezogene Sachverständige Zimmer hat
insoweit ausgeführt, dass die bloße Einnahme eines Antidepressivums bei dem
Krankheitsbild der Betroffenen eher ungünstig sei und sie zusätzlich ein
Antipsychotikum erhalten müsse.

Bei einer weiteren Anhörung durch das Amtsgericht am 26.07.2012 hat der
Sachverständige Zimmer dann nach Einsichtnahme in die Entlassungsberichte der
vorgenannten Kliniken ergänzend ausgeführt, dass er in seinem schriftlichen
Ausgangsgutachten vom 04.06.2012 die Unterbringung der Betroffenen ausschließlich
unter dem Aspekt der Heilbehandlung und der medikamentösen Einstellung für
erforderlich gehalten habe.

Mit dem angefochtenen Beschluss hat das Amtsgericht den Antrag der
Beschwerdeführerin, die Betroffene geschlossen unterzubringen, unter Hinweis auf die
aktuelle Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, wonach eine verfassungsrechtlichen
Grundsätzen entsprechende Ermächtigungsgrundlage für eine Zwangsbehandlung im
Betreuungsrecht fehle, zurückgewiesen.

Hiergegen wendet sich die Beschwerdeführerin mit ihrer Beschwerde, die sie im
Wesentlichen damit begründet, dass die angefochtene Entscheidung falsch sei. Sie
habe mit ihrem Antrag keinesfalls eine zwangsweise Behandlung der Betroffenen
beabsichtigt, sondern deren Schutz vor sich selbst. Eine medikamentöse Behandlung
sei zwar wünschenswert, die Betroffene gehöre aber unabhängig davon in eine
geschlossene Klinik, da sie nur dort sicher vor sich selbst sei.

Der hiermit beauftragte Berichterstatter der Kammer hat die Verfahrensbeteiligten
angehört und eine ergänzende mündliche Stellungnahme des Sachverständigen
Zimmer eingeholt. Wegen des Ergebnisses der Anhörung und der Beweisaufnahme
wird auf das Anhörungsprotokoll vom 22.11.2012 (BI. 287 ff d. A.) Bezug genommen.

11.

Die gemäß §§ 58 Abs. 1, 59 Abs. 1, 335 Abs. 1 Nr: 1 FamFG statthafte und auch im
Übrigen zulässige Beschwerde der weiteren Beteiligten zu 1 ist nicht begründet.
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Zu Recht und mit zutreffender Begründung hat das Amtsgericht mit dem
angefochtenen Beschluss die betreuungsgerichtliche Genehmigung einer
geschlossenen Unterbringung der Betroffenen versagt. Sowohl nach den vom
Amtsgericht angestellten Ermittlungen wie auch den weiteren Ermittlungen der Kammer
liegen die Voraussetzungen für die Erteilung einer betreuungsgerichtlichen
Genehmigung einer geschlossenen Unterbringung (hier: durch die bevollmächtigte
Beschwerdeführerin - vgl. § 1906 Abs. 5 BGB) nach § 1906 Abs. 1 BGB nicht vor.

1.
Gemäß § 1906 Abs. 1 Nr. 1 BGB ist eine Unterbringung, die mit Freiheitsentziehung
verbunden ist, nur zulässig, wenn aufgrund einer psychischen Krankheit oder geistigen
oder seelischen Behinderung des Betroffenen die Gefahr besteht, dass er sich selbst
tötet oder erheblichen gesundheitlichen Schaden zufügt. Zwar leidet die Betroffene
nach den Diagnosen der am Verfahren beteiligten Sachverständigen an einer
behandlungsbedürftigen psychischen Krankheit, nämlich einer paranoiden Psychose.
Anhaltspunkte dafür, dass die Betroffene sich selbst töten oder erheblichen
gesundheitlichen Schaden zufügen könnte, hat aber auch die Beschwerdeführerin nicht
vorgetragen; solche sind auch nach den gesamten Ermittlungen nicht ersichtlich. Die
vom Sachverständigen Zimmer angesprochene Gefahr einer Chronifizierung der
Krankheit hat auch nach den Ausführungen dieses Sachverständigen nicht die
Ausmaße angenommen, die die Annahme einer erheblichen gesundheitlichen
Gefährdung rechtfertigen könnten. Denn der Sachverständige Zimmer hat bei seiner
Anhörung vor dem Amtsgericht am 26.07.2012 ausdrücklich klarqestellt, dass er die von
ihm vorgeschlagene Unterbringung der Betroffenen ausschließlich unter dem Aspekt
der Heilbehandlung und medikamentösen Einstellung für erforderlich gehalten habe.
Das von der Beschwerdeführerin immer wieder angesprochene selbstschädigende
Verhalten der Betroffenen in Vermögensangelegenheiten reicht für eine geschlossene
Unterbringung nach § 1906 Abs. 1 Nr. 1 BGB nicht aus.

2.
Eine Genehmigung der geschlossenen Unterbringung zur Heilbehandlung und
medikamentösen Einstellung nach § 1906 Abs. 1 Nr. 2 BGB hat das Amtsgericht mit
zutreffender Begründung versagt. Nach dem Beschluss des Bundesgerichtshofs - BGH
- vom 20.06.2012 - XII ZB 99/12 -, der während des laufenden
Unterbringungsverfahrens ergangen ist und mit dem der BGH seine bisherige
Rechtsprechung aufgegeben hat, stellt § 1906 Abs. 1 Nr. 2 BGB unter Berücksichtigung
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Zwangsbehandlung im
Maßregelvollzug (BVerfG FamRZ 2011, 1128 und 1927) keine den
verfassungsrechtlichen Anforderungen genügende gesE;ltzJicheGrundlage für eine
betreuungsrechtliche Zwangsbehandlung dar. Nach dem Beschluss des BGH vom
08.08.2012 - XII ZB 671/11 kommt eine Unterbringung zur Heilbehandlung im Sinne
dieser Vorschrift nur noch in den Fällen in Betracht, in denen nicht von vorneherein
ausgeschlossen ist, dass sich der Betroffene in der Unterbringung behandeln lassen
wird, sein natürlicher Wille also nicht bereits der medizinisch notwendigen Behandlung
entgegensteht und er die Notwendigkeit der Unterbringung nicht einsieht.


